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Vorblatt 


Abkommen Deutschland — Türkei 
zur Änderung des Abkommens vom 30. April 1964 
über Soziale Sicherheit 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Abkommen vom 30. April 1964 hat sich infolge von Ände- 
rungen des innerstaatlichen Rechts der Sozialen Sicherheit und 
der bei seiner Durchführung gesammelten Erfahrungen als än- 
derungsbedürftig erwiesen. 


B. Lösung 

Anpassung des Abkommens, dabei auch Einführung einer Rege- 
lung, nach der das Kindergeld in bestimmten Fällen auch un- 
mittelbar an die in der Türkei lebende Familie gezahlt werden 
kann. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bonn, den 16. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlosse- 
nen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 28. Mai 1969 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Türkei zur Änderung des Ab- 
kommens vom 30. April 1964 über Soziale 
Sicherheit 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens und eine Denkschrift zum Ab- 
kommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 28. Mai 1969 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei 
zur Änderung des Abkommens vom 30. April 1964 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 28. Mai 1969 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei zur Änderung des Abkom- 
mens vom 30. April 1964 über Soziale Sicherheit 
{Bundesgesetzbl. 1965 II S. 1169) wird zugestimmt. 
Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die in Artikel 43 des Abkommens vom 30. April 
1964 genannten deutschen Stellen können zur Vor- 
bereitung ihrer im Einzelfall zu treffenden Entschei- 
dung die Stellungnahme des Bundesministers für 


Arbeit und Sozialordnung als deutsche zuständige 
Behörde im Sinne von Artikel 1 Nr. 3 des Abkom- 
mens einholen, wenn Zweifel über die Anwendung 
und Auslegung des Abkommens bestehen. 

A r t i k e 1 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 4 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ver- 
waltungsverfahren von Landesbehörden geregelt 
wird. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift soll darauf hinwirken, daß das Ab- 
kommen vom 30. April 1964 in der Fassung des 
Änderungsabkommens einheitlich ausgelegt und an- 
gewandt wird. Es versteht sich von selbst, daß eine 
derartige Stellungnahme nicht bindend ist. 


Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch im Land Berlin angewandt 
werden. Das Gesetz enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 4 Abs. 2 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten 
belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei 
zur Änderung des Abkommens vom 30. April 1964 
über Soziale Sicherheit 

Türkiye Cumhuriyeti 
ile Federal Almanya Cumhuriyeti 
arasmda 

30 Nisan 1964 Tarihli Sosyal Güvenlik 
Sözlesmesinin 

Tadili Hakkinda ek Sözlesme 

» 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND TüRKlYH CUMHURIYETI BA$KANI 


und 

DER PRÄSIDENT 
DER REPUBLIK TÜRKEI 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, zur Änderung des Ab- 
kommens vom 30. April 1964 über Soziale Sicherheit — 
im folgenden Abkommen genannt — dieses Abkommen 
zu schließen und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Günther Harkort, 

Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

und 

Herrn Professor Dr. Kurt Jantz, 
Ministerialdirektor 

im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung; 

Der Präsident 
der Republik Türkei 

Herrn Zübeyir Bens an, 

Generaldirektor für Soziale Angelegenheiten 
im Außenministerium. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten fol- 
gendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe d des Abkommens er- 
hält folgende Fassung: 

,,d) die Pensionskasse der Republik Türkei." 

2. Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe e des Abkommens wird 
gestrichen. 

3. Artikel 14 Absatz 2 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Sind nach Absatz 1 

die deutschen Rechtsvorschriiten anzuwenden, 
so ist der Träger der Krankenversicherung zuständig, 
dem die Person zuletzt angehört hat; wäre danach eine 
Ortskrankenkasse oder eine Landkrankenkasse oder 
keine Krankenkasse zuständig, so ist die Allgemeine 
Ortskrankenkasse für den linksrheinischen Landkreis 
Bonn, Bad Godesberg, zuständig; 


ve 

FEDERAL ALMANYA CUMHURIYETI BA$KANI 

30 Nisan 1964 tarihli Sosyal Güvenlik Sözlesmesinin 
(a^agida Sözlesme olarak anilacaktir) tadili ve o Söz- 
lesmeye bazi maddeler eklenmesi hususunda bu Ek Söz- 
le.^menin akdi icin anla$maya varmi$lar ve bu maksatla 
i$bu Ek Sözle^meyi akdetmek üzere: 

Türkiye Cumhuriyeti Ba$kani 
Disisleri Bakanligi Sosyal t$ler Dairesi Genei Miidürü 
kendilerini temsile yetkili kilmislardir. 

Zübeyir B e n s a n ' l 

Federal Almanya Cumhuriyeti Baskani 
Federal Di$i$leri Bakanligi Devlet Sekreteri 
Dr. Günther Harkort u 
ve 

Federal Cahs?ma ve Sosyal Isler Bakanligmda 
Genei Müdür 
Prot. Dr. Kurt Jan tz'i 

Temsilciler usuliine uygun olarak tanzim edilen selä- 
hiyet belgelerini kar$ilikli olarak teati ettikten sonra, 
asagidaki hususlarda mutabakata vanni$lardir. 

Madde 1 

1. Sözlesmenin 2'inci maddesinin 2 numarah fikrasmin 
d bendi, asagidaki sekilde degistirihni^tir: 

"d) Türkiye Cumhuriyeti Emekli Sandigi", 

2. Sözlesmenin 2inci maddesinin 2 numarah fikrasmin 
e bendi kaldmlrmstir. 

3. Sözlesmenin 14 üncii maddesinin 2 numarah hkrasi 
a^agidaki sekilde degi^ti r ilmi^ti r : 

(2) Birinci fikrava göre: 

Alman mevzuati uygulandigi takdivde, 
bu kimsenin en son bagli bulundugu Krankenkasse 
yetkilidir. Böyle yetkili bir Krankenkasse yoksa, veya 
yetkili merci bir Ortskrankenkasse veyahut Landkran- 
kenkasse ise, bu takdirde, "Allgemeine Ortskranken- 
kasse für den linksrheinischen Landkreis Bonn, Bad 
Godesberg" yetkilidir. 
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die türkischen Rechtsvorschriften anzuwenden, 
so ist Sosyal Sigortalar Kurumu (Sozialversicherungs- 
anstalt) zuständig." 

4. Artikel 30 Nummer 1 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„1. Die für den Versicherten maßgebende Beinessungs- 
grundlage wird aus den nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zu berücksichtigenden Versicherungs- 
zeiten berechnet." 

5. Nach Artikel 33 wird folgender Artikel 33 a eingefügt: 


„Artikel 33 a 

(1) Wenn der Arbeitnehmer das ihm ausgezahlte Kin- 
dergeld nicht für den Unterhalt der Kinder verwendet, 
gilt folgendes: 

a) Der zuständige Träger zahlt auf Antrag und durch 
Vermittlung der Verbindungsstelle des Wohnlandes 
der Kinder mit befreiender Wirkung das auf ein 
Kind entfallende Kindergeld an die natürliche oder 
juristische Person, die tatsächlich für das Kind 
sorgt. Erfüllen neben dem Ehegatten des Berech- 
tigten auch andere Personen diese Voraussetzungen, 
so ist das Kindergeld dem Ehegatten auszuzahlen. 
In den übrigen Fällen, in denen mehrere Personen 
gleichzeitig die genannten Voraussetzungen er- 
füllen, ist das Kindergeld der Person auszuzahlen, 
die für das Kind überwiegend sorgt. 

b) Als auf ein Kind entfallendes Kindergeld im Sinne 
des Buchstaben a gilt der Betrag, der sich bei einer 
gleichmäßigen Verteilung des für die Kinder ge- 
währten Kindergeldes auf alle Kinder ergibt. 

c) Der Arbeitnehmer gilt als Empfänger des Kinder- 
geldes im Sinne der Vorschriften über die Rückzah- 
lung zu Unrecht gezahlten Kindergeldes. 

(2) In dem Antrag auf Auszahlung des Kindergeldes 
nach Absatz 1 Buchstabe a ist die natürliche oder 
juristische Person zu bezeichnen, der das Kindergeld 
auszuzahlen ist. Der zuständige Träger wird in der 
Regel einem Antrag nach Absatz 1 Buchstabe a ent- 
sprechen, ohne die in ihm enthaltenen Angaben nach- 
zuprüfen. In jedem Fall wird der Träger mit der Zah- 
lung an die von der Verbindungsstelle bezeichnete 
Person von der Verpflichtung zur Zahlung des Kinder- 
geldes befreit. Die Verbindungsstelle des Wohnlandes 
der Kinder hat den zuständigen Träger zu benachrich- 
tigen, wenn die Voraussetzungen für die Auszahlung 
nach Absatz 1 nidit mehr vorliegen. Der zuständige 
Träger kann die Auszahlung des Kindergeldes nach 
Absatz 1 nur dann einstellen oder das Kindergeld an 
eine andere Person im Wohnland der Kinder aus- 
zahlen, wenn er vorher der Verbindungsstelle im 
Wohnland der Kinder Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben hat." 

6. In das Abkommen wird folgender Artikel 47 a einge- 
fügt: 

„Artikel 47 a 

Die berufskonsularischen Behörden einer Vertrags- 
partei sind berechtigt, die zur Sicherung und Erhaltung 
der Rechte der Staatsangehörigen ihres Staates not- 
wendigen Handlungen im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei ohne Nachweis einer Vollmacht vorzunehmen. 
Sie können insbesondere bei den in Artikel 43 ge- 
nannten Stellen im Interesse der Staatsangehörigen 
Anträge stellen, Erklärungen abgeben und Rechtsbe- 
helfe einlegen." 


Türk mevzuati uygulandigi takdirde, 

Sosyal Sigortaler Kurumu "Sozialversicherungsanstalt" 
yetkilidir. 

4. Sözle$menin 30'uncu maddesinin 1 numarali fikrasi 
a$agidaki $ekilde degi^tirilmi^tir: 

"1. Ayligin hesaplanmasmda nazara alinacak esaslar 
Alman mevzuatina göre kabul edilen sigortahlik süre- 
lerine göre hesaplamr." 


5. Sözle$meye 33'üncü maddeden sonra a$agtdaki "33 a" 
maddesi eklenmi$tir. 

Madde 33 a 

(1) I$ci kendisine ödenen cocuk zamlarini cocuklarm 
bakiminda kullanmadigi takdirde, a$agidaki hükiim 
uygulanir: 

a) Yetkili makam, cocuklarm ikamet ettigi ülke irtibat 
bürosunun talebi ve araciligi üzerine cocuk ba$ina 
isabet eden cocuk parasini gergekte cocuklara ba- 
kan gergek veya tüzel ki$iye ödemek suretiyle, 
tediye vecibesini yerine getirmi$ olur. (^ocuklarin 
bakimma hak sahibinin e^inden gayri $ahislar da 
katihyorsa, bu takdirde cocuk parasi e$e ödenir. 
Cocuklarm bakimina birden fazla $ahislarm katil- 
digi diger hallerde, cocuk parasi, cocuklara en cok 
bakan $ahsa ödenir. 


b) "a" Bendine göre, bir cocuk ba$ina isabet eden 
gocuk parasi, bütün cocuklara ait toplam cocuk 
parasmm, cocuk adedine e$it surette taksiminden 
elde edilen meblagdir. 

c) Haksiz ödenen cocuk paralarinm istirdadi hakkm- 
daki mevzuat muvacehesinde, cocuk parasi i$ciye 
ödenmi$ sayilir. 

(2) 1 inci fikranm "a" bendinde söz konusu talepna- 
mede cocuk parasmm ödenmesi gereken gercek veya 
tüzel $ahsm belirtilmesi gerekir. Yetkili merci l’inci 
fikranm "a" bendinde söz konusu talepnamede verilen 
bilgileri ayrica tahkike lüzum kalmaksizin, bu talebe 
uyar. Yetkili merci, irtibat bürosu tarafindan belirti- 
len $ahsa ödemeyi yapmakla tediye vecibesini herha- 
lükärda yerine getirmi$ sayilir. 1 inci fikrada derpi$ 
olunan Ödeme $artlarmin ortadan kalkmasi halinde 
durum, cocuklarm ikamet ettigi ülke irtibat bürosu 
tarafindan, yetkili merci'e bildirilir. Yetkili merciin 
ödemeyi durdurabilmesi veya ödemeyi cocuklarm ika- 
met ettigi ülkedeki ba$ka bir $ahsa cevirebilmesi, an- 
cak, cocuklarm ikamet ettigi ülke irtibat bürosuna 
önceden haber vermesi ve durum hakkinda mütalä- 
asmi bildirmesine imkan birakrnasiyla mümkiindür. 


6. Sözlesmeye, asagidaki "47 a" maddesi eklcnmi$tir: 

Madde 47 a 

Bir akit tarafin muvazzaf konsolosluklari, kendi 
yurtda$larinm haklannin korunmasi ve teminat altma 
almmasi bakimindan, diger äkit taraf ülkesinde, ayrica 
bir yetki belgesi ibrazma lüzum kalmaksizin gerekli 
i$lemlere tevessül etmeye yetkilidirler. özellikle kendi 
yurtda^larmm menfaatlan yönünden 45'üncü madde- 
de sözkonusu mercilere müracaat edebilirler, bilgi 
verebiiirler ve hukuki yardimda bulunabilirler. 
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7. In Artikel 48 Absatz 2 des Abkommens wird der Satz- 
teil nach den Worten „in der Türkei" wie folgt neu- 
gefaßt: 

„für alle Versicherungszweige 
Sosyal Sigortalar Kurumu Genei Müdürlügü (Gene- 
raldirektion der Sozialversicherungsanstalt), Ankara, 
jedoch 

Türkiye Cumhuriyti Emekli Sandigi, Genei Müdür- 
lügü (Generaldirektion der Pensionskasse der Repu- 
blik Türkei), Ankara, in bezug auf die Rentenver- 
sicherung bei dieser Pensionskasse." 

Artikel 2 

Dieses Abkommen gilt für dieselbe Dauer wie das Ab- 
kommen. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Türkei innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in 
Ankara ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
dieses Abkommen unterschrieben, 


GESCHEHEN zu Bonn, am 28. Mai 1969, in vier Ur- 
schriften, je zwei in deutscher und in türkischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


7. Sözle$menin 48’inci maddesinin 2 numarali fikrasmin 
"Türkiye'de“ tabirinden sonraki kismi, a$agidaki $ekil- 
de degi$tirilmi$tir: 

Bütün sigorta kollari igin: 

Sosyal Sigortalar Kurumu Genei Müdürlügü, Ankara. 

Emekli Sandig: Ile ilgili emeklilik i$leri Irin: 

T. C. Emekli Sandigi Genei Müdürlügü, Ankara. 


Madde 2 

Bu ek Sözle$menin ge^erlik süresi 30 Nisan 1964 tarihli 
Sözle$menin aymdir. 

Madde 3 

Federal Almanya Cumhuriyeti Hükümeti, Türkiye 
Cumhuriyeti Hiikümetine, bu ek Sözle$menin yürürlüge 
girdigi tarihten itibaren 3 ay iginde aksine bir beyanda 
bulunmadigi takdirde, bu ek Sözle$me Berlin Land'i igin 
de muteberdir. 

Madde 4 

(1) Bu ek Sözle^menin onaylanmasi gereklidir. Onayla- 
ma belgeleri en kisa zamanda Ankara'da teati edilecektir. 

(2) Bu ek Sözle$me onaylama belgelerinin teati olun- 
dugu ayi takip eden ikinci ayin birinci gününden itibaren 
yürürlüge girer. 


Usulü dairesinde yetkili kilinmi? a^agida imzalari bulu- 
nan temsilciler yukaridaki hususlan teyid zimninda, bu 
ek Sözle$meyi imzalami$lardir. 


Bu ek Sözle$me Bonn'da yirmisekiz Mayis bindokuzyüz- 
altmi^dokuz tarihinde iki Türkte ve iki Almanca olmak 
ve her iki dildeki metinler aym derecede muteber sayil- 
mak üzere dort nüsha halinde tanzim edilmi$tir. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
Günther H a rk o r t 
Kurt J a n t z 

Für die 

Republik Türkei 
Z. Bens an 


Türkiye Cumhuriyeti adma 
Z. B e n s a n 


Federal Almanya Cumhuriyeti adina 
Günther Harkort 
Kurt J a n tz 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das am 30. April 1964 in Bonn Unterzeichnete 
deutsch-türkische Abkommen über Soziale Sicher- 
heit ist seit dem 1. November 1965 in Kraft. Die in 
der Zwischenzeit insbesondere bei der Anwendung 
der kindergeldrechtlichen Vorschriften des Abkom- 
mens gemachten Erfahrungen haben den Abschluß 
eines Änderungsabkommens notwendig gemacht. 

II. Besonderes 

Die Streichung der bisher in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstaben d und e des Abkommens aufge- 
führten Pensionskassen ist erfolgt, weil diese 
Kassen in der Türkei inzwischen aufgelöst und die 
dort versicherten Personen unter Beibehaltung der 
erworbenen Anwartschaften in die anderen Ver- 
sicherungssysteme bzw. Pensionskassen aufgenom- 
men worden sind. Die Aufnahme der Pensionskasse 
der Republik Türkei in den sachlichen Geltungsbe- 
reich des Abkommens erfolgte auf Vorschlag der 
türkischen Seite. In dieser Kasse sind alle öffentlich- 
rechtlichen Bediensteten der Türkei (Arbeiter, An- 
gestellte und Beamte) gegen die Risiken Alter, In- 
validität und Tod (Rentenversicherung) versichert. 
Da der Anteil der Arbeitnehmer in dieser Kasse bei 
weitem überwiegt und nach innerstaatlichem türki- 
schem Recht eine Zusammenrechnung der in ihr 
zurückgelegten Zeiten mit den im allgemeinen 
System zurückgelegten Versicherungszeiten statt- 
findet, erschien eine Einbeziehung dieser Versicher- 
ten in das Abkommen nicht zuletzt auch im Hinblick 
auf die vergleichbare Regelung in Artikel 13 Abs. 2 
der EWG-Verordnung Nr. 4 sachlich geboten. 

Die Änderung des Artikels 14 Abs. 2 des Ab- 
kommens geht auf einen Vorschlag des Bundes- 
verbandes der Ortskrankenkassen als der Verbin- 
dungsstelle im Bereich der Krankenversicherung 
zurück und entspricht der bereits in anderen von 
der Bundesrepublik abgeschlossenen Abkommen 
über Soziale Sicherheit vorgesehenen bzw. beab- 
sichtigten Zuständigkeitsregelung. Danach soll in 
der Krankenversicherung der Rentner aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung die Allgemeine Orts- 
krankenkasse Bad Godesberg für die in der Türkei 
wohnenden Bezieher einer deutschen Rente zustän- 
dig sein, die zuletzt einer Ortskrankenkasse, einer 
Landkrankenkasse oder keiner Krankenkasse im 
deutschen Anwendungsbereich des Abkommens an- 
gehört haben. 

Die Neufassung des Artikels 30 Nummer 1 des 
Abkommens in Artikel 1 Nr. 4 berücksichtigt die mit 
der Härtenovelle seit dem 1. Juli 1965 erfolgte Ände- 


rung des deutschen Rentenversicherungsrechts in 
bezug auf die Bewertung von Ersatz- und Ausfall- 
zeiten bei der Rentenberechnung. Danach wird bei 
nach dem 31. Dezember 1965 eingetretenen Versiche- 
rungsfällen die für den Versicherten maßgebende 
Bemessungsgrundlage entgegen der bisherigen For- 
mulierung in Artikel 30 Nummer 1 des Abkommens 
nicht mehr ausschließlich aus den Beitragszeiten 
berechnet. 

Mit der Einfügung des neuen Artikels 33 a in das 
Abkommen wird sichergestellt, daß das Kindergeld 
auch dann den in der Türkei lebenden Kindern zu- 
gutekommt, wenn der in Deutschland beschäftigte 
türkische Arbeitnehmer es selbst nicht für den 
Unterhalt der Kinder verwendet. Die deutschen 
Arbeitsämter überweisen in diesen Fällen auf An- 
trag und durch Vermittlung der türkischen Verbin- 
dungsstelle das Kindergeld an die Person, die in der 
Türkei für die Kinder sorgt. Ähnliche Regelungen 
finden sich in Abkommen mit anderen Staaten und 
in der EWG-Verordnung Nr. 3 über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer. 

Die Einfügung des neuen Artikels 47 a in das 
Abkommen soll es den berufskonsularischen Ver- 
tretungen im Gebiet der anderen Vertragspartei 
erleichtern, die zur Wahrnehmung und Sicherung 
der Rechte der Staatsangehörigen ihres Landes er- 
forderlichen Handlungen vorzunehmen. Diese Rege- 
lung, die in ähnlicher Form auch in anderen von der 
Bundesrepublik abgeschlossenen Abkommen über 
Soziale Sicherheit vorgesehen ist, erleichtert auch 
die Arbeit der in Betracht kommenden deutschen 
Versicherungsträger und trägt zu einer Beschleuni- 
gung insbesondere des zwischenstaatlichen Renten- 
feststellungsverfahrens bei. Es versteht sich von 
selbst, daß diese Bestimmung die Berufskonsuln nur 
im Rahmen und bei Anwendung des Abkommens zu 
einer Vertretung bei Wahrnehmung der Rechte der 
Angehörigen ihres Staates ermächtigt und ihnen 
keine über den Bereich des Rechts der Sozialen 
Sicherheit hinausgehende Befugnisse einräumt. Der 
Möglichkeit einer mißbräuchlichen Handhabung der 
Vorschrift steht entgegen, daß diese ein Tätigwerden 
der berufskonsularischen Behörden nur im Inter- 
esse der Versicherten und nicht zu deren Nachteil 
zuläßt. 

Die Schaffung einer neuen Verbindungsstelle in 
Artikel 48 Abs. 2 des Abkommens in bezug auf 
die Rentenversicherung bei der Pensionskasse der 
Republik Türkei erfolgte mit Rücksicht auf die Ein- 
beziehung dieser Kasse in Artikel 2 des Abkommens 
durch Artikel 1 Nr. 1 des Änderungsabkommens. 
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